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176 5 g Verordnung | | 
über die Gleichſtellung der Wohlfahrtserwerbsloſen mit den Empfängern von Erwerbsloſenunterſtützung 
bezüglich der Leiſtung von Pflichtarbeit. 

Vom 24. 11. 1931. ; EN 
Auf Grund des § 1 Ziff. 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) wird 
folgendes mit Geſetzeskraft beſtimmt: N 
Diejenigen erwerbsfähigen Arbeitnehmer, die eine laufende Wohlfahrtsunterſtützung erhalten, 
werden bezüglich der Leiſtung von Pflichtarbeit den Empfängern von Erwerbsloſenunterſtützung gleich⸗ 
geſtellt. Die Verordnung betr. Einführung von Pflichtarbeit für Erwerbsloſe vom 13. März 1931 
(St. A. 1 S. 155) nebſt den dazu erlaſſenen Richtlinien vom gleichen Tage findet entſprechende DINE 
wendung. \ 1 5 
Danzig, den 24. November 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


177 Verordnung 
zur Anderung der Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten. 
Vom 1. 12. 1931. f N 
Auf Grund des § 1 Ziff. 15 und 18 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) 


wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
Artikel I 
Die Verordnung über die Erhebung einer Steuer von den Feſtbeſoldeten vom 30. 1. 1931 in der 
Faſſung der Verordnung vom 7. 3., 10. 3., 25. 9. und 13. 10. 1931 (G. Bl. S. 23, 39, 47, 730 
und 745) wird, wie folgt, geändert: 
§ 6 erhält folgenden Abſatz 2: ü N 
ö Das gleiche gilt für die Berechnung des der Pfändung unterliegenden Teils der Dienſt⸗ 
bezüge (Gehalt, Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen- und Waiſengeld) ſowie der Löhne (§ 850, 
3PO. und Verordnung über Lohnpfändung in der Faſſung der Bekanntmachung vom 20. 
11. 1928 — G. Bl. S. 411). f 
Artikel II 9 f 
Die Verordnung tritt mit der Verkündung und mit der Maßgabe in Kraft, daß Artikel I erſtmalig 
auf die für die Zeit vom 1. Januar 1932 ab gezahlten Bezüge Anwendung findet. 
Danzig, den 1. Dezember 1931. f 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath Dumont 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 17. 12. 1931), 
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178 Durchführungs verordnung 
zum Geſetz über die Bereinigung der Grundbücher. 
Vom 30. 11. 1931. 

Auf Grund der SS 13, 21 Abſ. 3 des Geſetzes über die Bereinigung der Grundbücher vom 

26. Juni 1931 (G. Bl. S. 584, 650) wird folgendes verordnet: 

Artikel I 
Löſchung gegenſtandsloſer Eintragungen 
8 1 0 
(1) Eine Eintragung über ein Recht kann nach Maßgabe der 10 den Vorſchriften von Amts 
wegen als gegenſtandslos gelöſcht werden. Eine Eintragung iſt gegenſtandslos: 
1. ſoweit das Recht, auf das ſie ſich bezieht, nicht beſteht und ſeine Entſtehung ausgeſchloſſen iſt; 
2. ſoweit die Ausübung des Rechtes, auf das ſie ſich bezieht, aus tatſächlichen Gründen dauernd 
unmöglich iſt. 
(2) Zu den Rechten im Sinne des Abſ. 1 gehören auch Vormerkungen, Widerſprüche, Verfü⸗ 
gungsbeſchränkungen, Enteignungsvermerke und ähnliches. x 
8 2 

(1) Das Grundbuchamt entſcheidet, unbeſchadet der Beſtimmung des Abſatz 2, nach freiem Er— 
meſſen, ob das Löſchungsverfahren einzuleiten und durchzuführen iſt; dieſe Entſcheidung iſt unanfechtbar. 
(2) Grundſätzlich ſoll das Verfahren nur eingeleitet werden, wenn beſondere äußere Umſtände 
(3. B. Umſchreibung des Grundbuchblattes wegen Unüberſichtlichkeit, Teilveräußerung oder Neube⸗ 
laſtung des Grundſtücks, Anregung ſeitens eines Beteiligten) hinreichenden Anlaß dazu geben und Grund 
zu der Annahme beſteht, daß die Eintragung gegenſtandslos iſt. 
(3) Hat ein Beteiligter die Einleitung des Löſchungsverfahrens angeregt, ſo ſoll die Etsch di 
des Grundbuchamts, durch welche die Einleitung des Verfahrens abgelehnt oder das eingeleitete Ver⸗ 
fahren eingeſtellt wird, mit Gründen verſehen werden. 


8 3 


Die Löſchung erfolgt: 
a) wenn die Gegenſtandsloſigkeit der Eintragung ſich aus Tatſachen oder Rechtsverhältniſſen ergibt, 
die in einer den Anforderungen der Grundbuchordnung entſprechenden Weiſe feſtgeſtellt ſind; 
b) wenn dem Betroffenen eine Löſchungsankündigung zugeſtellt iſt und dieſer nicht binnen einer 
vom Grundbuchamt zugleich zu beſtimmenden Friſt Widerſpruch erhoben hat; 
e) wenn die Gegenſtandsloſigkeit der Eintragung durch einen mit Gründen zu verſehenden Be⸗ 
ſchluß rechtskräftig feſtgeſtellt it. 
ö f 8 4 
(1) Auf das Verfahren findet § 12 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheit der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit Anwendung. 
(2) Das Grundbuchamt kann den Beſitzer von Hypotheken-, Grundſchuld- oder Rentenſchuldbriefen 
ſowie von Urkunden der in SS 1154, 1155 BGB. bezeichneten Art zur Vorlegung dieſer Arkunden 
anhalten. 
8 5 
§ 16 des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit findet auf die 
kungen (S 3b) und den Feſtſtellungsbeſchluß (§ 3c) mit folgenden Maße An⸗ 
wendung: 
a) SS 174, 175 der Zivilprozeßordnung bleiben außer Anwendung; 
b) öffentliche Zuſtellung der Löſchungsankündigung (§ 3b) findet nicht ſtatt; 
c) öffentliche Zuſtellung des Feſtſtellungsbeſchluſſes (§S 30) findet auch dann ſtatt, wenn die 
Perſon des Beteiligten, dem zugeſtellt werden ſoll, unbekannt iſt. 


Ss 6 

(1) Die Beſchwerde gegen den Feſtſtellungsbeſchluß (S 71 GBO.) ſowie die weitere Beſchwerbe 

(S 78 GBO.) iſt binnen einer Friſt von zwei Wochen ſeit Zuſtellung des angefochtenen Beſchluſſes 
an den Beſchwerdeführer einzulegen. Das Grundbuchamt und das Beſchwerdegericht können in ur 
ſonderen Fällen in ihrer Entſcheidung eine längere Friſt beſtimmen. 


Re 


| (2) Auf den zur Zuſtellung beſtimmten Ausfertigungen der Beſchlüſſe ſoll vermerkt werden, ob 
gegen die Entſcheidung ein Rechtsmittel zuläſſig und bei welcher Behörde, in welcher Form und binnen 


welcher Friſt es einzulegen iſt. 
i 8 7 ER 

(1) Das Verfahren vor dem Grundbuchamt, einſchließlich der Beurkundung von Erklärungen der 
Beteiligten, und die auf Grund dieſes Geſetzes erfolgenden Löſchungen find gebührenfrei. Das Grund- 
buchamt kann die Gebühr für die Löſchung einem Beteiligten auferlegen, wenn dies nach den Um⸗ 
ſtänden des Einzelfalles angemeſſen erſcheint. Die Auslagen fallen demjenigen zur Laſt, zu deſſen 


Gunſten die Löſchung erfolgt oder erfolgen ſoll. Das Grundbuchamt kann anordnen, daß die Aus⸗ 


lagen nicht in Anſatz zu bringen ſind, wenn dies aus Billigkeitsgründen angemeſſen erſcheint. 


(2) In der Beſchwerdeinſtanz findet S 105 Abſ. 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes mit 


folgenden Maßgaben Anwendung: 
a) das Gericht beſtimmt den Wert des Beſchwerdegegenſtandes nach freiem Ermeſſen; 
b) die Gebühr des § 105 Abſ. 3 Nr. 1 wird nur erhoben, ſoweit die Beſchwerde als unzuläſſig 
verworfen oder zurückgewieſen wird. 8 ; 


Artikel ll 
Klarſtellung der Nangverhältniſſe bei Amſchreibung unüberſichtlicher Grundbücher 
3 8 


Soll ein unüberſichtliches Grundbuch umgeſchrieben werden, ſo hat das Grundbuchamt zu prüfen, 
ob eine Unklarheit oder Unüberſichtlichkeit in den Rangverhältniſſen vorliegt und ob ihre Beſeitigung 
nach den Umſtänden angezeigt erſcheint. Das Grundbuchamt entſcheidet hierüber nach freiem Er- 
meſſen; die Entſcheidung iſt unanfechtbar. / 

(1) Wird das Verfahren eingeleitet, jo iſt der Beſchluß allen Beteiligten zuzuſtellen. Die Ein- 
leitung des Verfahrens iſt ferner in der zweiten Abteilung des Grundbuchs zu vermerken. 

(2) Wird ein Antrag auf Einleitung des Verfahrens abgelehnt, ſo iſt der Beſchluß nur dem 
Antragſteller bekanntzumachen. 
B f s 10 

(1) In dem Verfahren gelten als Beteiligte: 

1. der zur Zeit der Eintragung des Vermerks ($ 9 Abſ. 1 Satz 2) im Grundbuch eingetragene 
Eigentümer und, wenn das Grundſtück mit einer Geſamthypothek (grundſchuld, ⸗rentenſchuld) 
belaſtet iſt, die im Grundbuch eingetragenen Eigentümer der anderen mit dieſem Rechte 
belaſteten Grundſtücke; 

2. diejenigen, für die in dem in Nr. 1 beſtimmten Zeitpunkt ein Recht am Grundſtück oder ein 
Recht an einem das Grundſtück belaſtenden Rechte im Grundbuch eingetragen oder durch Ein- 

tragung geſichert iſt; 

3. diejenigen, die ein Recht am Grundſtück oder an einem das Grundſtück belastenden Rechte 
im Verfahren anmelden und auf Verlangen des Grundbuchamts oder eines Beteiligten 
glaubhaft machen. b : 

(2) Beteiligter iſt nicht, weſſen Recht von der Rangbereinigung nicht berührt wird. 
Bi sıl 
Iſt der im Grundbuch als Eigentümer oder Berechtigter Eingetragene nicht der Berechtigte, ſo hat 
er dies unverzüglich nach Zuſtellung des Einleitungsbeſchluſſes dem Grundbuchamt anzuzeigen und anzu— 
geben, was ihm über die Perſon des Berechtigten bekannt iſt. Ein ſchriftlicher Hinweis auf dieſe 
Pflicht iſt ihm zugleich mit dem Einleitungsbeſchluſſe zuzuſtellen. 1 
| PER 8 12 
(1) Das Grundbuchamt kann von Amts wegen Ermittlungen darüber anſtellen, ob das Eigentum 


oder ein eingetragenes Recht dem als Berechtigten Eingetragenen oder einem anderen zuſteht, und die 


hierzu geeigneten Beweiſe erheben. Ob die im 8 36 der Grundbuchordnung vorgeſehenen Nachweiſe 
durch die dort bezeichneten Urkunden zu erfolgen haben, entſcheidet das Grundbuchamt nach freiem 
Ermeſſen. 


(2) Der ermittelte Berechtigte gilt vom Zeitpunkt ſeiner Feſtſtellung an auch als Beteiligter. 


(3) Beſtehen Zweifel darüber, wer von mehreren Perſonen der Berechtigte iſt, ſo gelten ſämtliche 


Perſonen als Berechtigte. 


896 
§ 13 ; 

a) Tritt im Laufe des Verfahrens ein Wechſel in der Perſon eines Berechtigten ein, fo gilt der 
neue Berechtigte von dem Zeitpunkt ab als Beteiligter, zu dem die Perſon des neuen Berechtigten 
dem Grundbuchamte bekannt wird. 

(2) Das gleiche gilt, wenn im Laufe des Verfahrens ein neues Recht am Grundſtück oder an 
einem das Grundſtück belaſtenden Rechte begründet wird, das von dem Verfahren berührt wird. 


Ss 14 
Iſt die Perſon oder der Aufenthalt eines Beteiligten oder feines Vertreters unbekannt, jo kann 
das Grundbuchamt dem Beteiligten für das Rangbereinigungsverfahren einen Pfleger beſtellen. Für 
die Pflegſchaft tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Grundbuchamt. 


§ 15 

(1) Wohnt ein Beteiligter nicht im Gebiete der Freien Stadt Danzig und ni er einen daselbst 
wohnenden Bevollmächtigten nicht beſtellt, ſo kann das Grundbuchamt anordnen, daß er einen im Ge⸗ 
biete der Freien Stadt Danzig wohnenden Bevollmächtigten zum Empfang der für ihn beſtimmten 
Sendungen oder für das Verfahren beſtelle. 

(2) Hat das Grundbuchamt eine ſolche Anordnung getroffen, ſo können, ſolange der Beteiligte den 
Bevollmächtigten nicht beſtellt hat, nach der Ladung zum erſten Verhandlungstermin alle weiteren Zu⸗ 
ſtellungen in der Art bewirkt werden, daß das zuzuſtellende Schriftſtück unter der Anſchrift des Betei⸗ 
ligten nach ſeinem Wohnorte zur Poſt gegeben wird; die Poſtſendungen ſind mit der Bezeichnung 


„Einſchreiben“ zu verſehen. Die Zuſtellung wird mit der Aufgabe zur Poſt als bewirkt angeſehen, 


ſelbſt wenn die Sendung als unbeſtellbar zurückkommt. 
816 
Die öffentliche . iſt unzuläſſig. 
8 17 


Das e kann den Beſitzer von Hypotheken-, Grundſchuld⸗ oder Rentenſchuldbriefen ſo⸗ 


wie von Urkunden der in SS 1154, 1155 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Art zur . 
dieſer Urkunden anhalten. 
8 18 


Das Grundbuchamt hat die Beteiligten zu einem Verhandlungstermin über die Klarſtellung der 
Rangverhältniſſe zu laden. Die Ladung ſoll den Hinweis enthalten, daß ungeachtet des Ausbleibens 
eines Beteiligten über die Klarſtellung der Rangverhältniſſe verhandelt werden würde. 

§ 19 
(1) Die Friſt zwiſchen der Ladung und dem Termine ſoll mindeſtens zwei Wochen betragen. 
(2) Dieſe Vorſchrift findet auf eine Vertagung ſowie auf einen Termin zur Fortſetzung der Ver⸗ 


handlung keine Anwendung. In dieſen Fällen kann die Ladung der zu dem früheren Termine Ge⸗ 


ladenen durch die Verkündung des neuen Termins erſetzt werden. 


§ 20 
(1) In dem Termine hat das Grundbuchamt zu verſuchen, eine Einigung der Beteiligten auf eine klare 
Rangordnung herbeizuführen (§ 14 Abſ. 2 Satz 1 Gdbuchber. Geſ.). Einigen ſich die erſchienenen Be⸗ 
teiligten auf eine ſolche Rangordnung, ſo hat das Grundbuchamt die Vereinbarung zu beurkunden. Ein 
nichterſchienener Beteiligter kann ſeine Zuſtimmung zu der Vereinbarung in einer öffentlichen oder 
öffentlich beglaubigten Urkunde erteilen. 
(2) Kommt eine Einigung der Beteiligten zuſtande, jo iſt das Grundbuch der Vereinbarung ges 
mäß umzuſchreiben. 
8 21 
a. Kommt eine Einigung der Beteiligten nicht zuſtande, jo macht das Grundbuchamt ihnen 
einen Vorſchlag für eine neue Rangordnung. Es kann hierbei eine Anderung der beſtehenden Rangver⸗ 


hältniſſe inſoweit vorſchlagen, als es zur Herbeiführung einer klaren le erforderlich iſt. 


(§ 14 Abſ. 2 Satz 2 und 3 Gdbuchber. Geſ.) 


(2) Eine Anderung der beſtehenden Rangordnung kann auch in der Weiſe e werden, 
daß ein Recht in mehrere Rechte geteilt wird. 


c 


P — 


890 

„ i 822 
(1) Der Vorſchlag iſt den Beteiligten mit dem Hinweiſe zuzuſtellen, daß gegen ihn binnen einer 
Friſt von einem Monate von der Zuſtellung ab bei dem Grundbuchamte Widerſpruch erhoben werden 
kann. Das Grundbuchamt kann eine längere Friſt beſtimmen (§ 14 Abſ. 2 Satz 4 Gdbuchber. Geſ.). 
(2) Die Erhebung des Widerſpruchs erfolgt ſchriftlich oder durch Erklärung zum Protokoll des 
Arkundsbeamten der Geſchäftsſtelle eines Amtsgerichts; in letzterem Falle genügt zur Wahrung der 

Widerſpruchsfriſt, daß die Erklärung innerhalb der Friſt erfolgt. 
Ss 23 


(1) Iſt bei Einleitung des Verfahrens oder wird im Laufe des Verfahrens ein Rechtsſtreit an⸗ 


hängig, der die Rangverhältniſſe des Grundſtücks zum Gegenſtand hat, ſo iſt das Verfahren auf An⸗ 
trag eines Beteiligten bis zur Erledigung des Rechtsſtreits auszuſetzen (8 14 Abſ. 5 Gdbuchber. Geſ.). 

(2) Das Grundbuchamt kann auch von Amts wegen das Verfahren ausſetzen und den Beteiligten 
oder einzelnen von ihnen unter Beſtimmung einer Friſt aufgeben, die Entſcheidung des Prozeßgerichts 
herbeizuführen, wenn die Aufſtellung einer neuen klaren Rangordnung von der Entſcheidung eines 
Streites über die beſtehenden Rangverhältniſſe abhängt. 


§ 24 


Nach der Erledigung des Rechtsſtreits wird das Verfahren inſoweit fortgeſetzt, als es zur Herbei⸗ 


führung einer klaren Rangordnung noch erforderlich iſt. 
8 8 25 f 
(1) Nach dem Ablaufe der Widerſpruchsfriſt ſtellt das Grundbuchamt durch Beſchluß die neue 
Rangordnung feſt, ſofern nicht Anlaß beſteht, einen neuen Vorſchlag zu machen. Es entſcheidet hierbei 
zugleich über die nicht erledigten Widerſprüche; inſoweit iſt die Entſcheidung mit Gründen zu ver⸗ 
ſehen ($ 14 Abſ. 3 Satz 1 und 2 Gdbuchber. Geſ.). 
(2) Iſt über einen Widerſpruch entſchieden, ſo iſt der Beſchluß allen Beteiligten zuzuſtellen. 
Ss 26 
Das Grundbuchamt kann jederzeit das Verfahren einſtellen, wenn es ſich von ſeiner Fortſetzung 
keinen Erfolg verſpricht. Der Einſtellungsbeſchluß iſt unanfechtbar. 
Ss 27 
(1) Iſt in dem Beſchluſſe des Grundbuchamts, durch den die neue Nangordnung feſtgeſtellt 
wird, über einen Widerſpruch entſchieden worden, ſo findet gegen den Beſchluß die ſofortige Beſchwerde 
nach den Vorſchriften des Reichsgeſetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ſtatt. 
Über die Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. (S 14 Abſ. 3 Satz 3 und 4 Gdbuchber. Geſ.). 
(2) Gegen die Entſcheidung des Beſchwerdegerichts iſt ein weiteres Rechtsmittel nicht zuläſſig 
(S 14 Abſ. 3 Satz 5 Gdbuchber. Geſ.). 
8 28 i f 
Iſt die neue Rangordnung rechtskräftig feſtgeſtellt, ſo hat das Grundbuchamt das Grundbuch 
nach Maßgabe dieſer Rangordnung umzuſchreiben (S 14 Abſ. 4 Gdbuchber. Geſ.). 
Ss 29 
Mit der Eintragung der neuen Rangordnung ($ 20 Abſ. 2, 8 28 dieſer Verordnung) tritt 
dieſe an die Stelle der bisherigen Rangordnung S 14 Abſ. 4 Gdbuchber. Geſ.). 


Ss 30 
Wird die neue Rangordnung eingetragen ($ 20 Abſ. 2 dieſer Verordnung, § 14 Abſ. 4 
Gdbuchber. Gef.) oder wird das Verfahren eingeſtellt (§ 26 dieſer Verordnung), ſo iſt der Ein⸗ 
leitungsvermerk zu löſchen. 
8 31 ö 5 
(1) Das Verfahren erſter Inſtanz und die auf Grund dieſer Verordnung erfolgenden Ein⸗ 
tragungen und Löſchungen ſind gebührenfrei. Die Auslagen verteilt das Grundbuchamt auf die Be⸗ 
teiligten nach billigem Ermeſſen. 
(2) In der Beſchwerdeinſtanz findet §S 105 Abſ. 3 des Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes in der 
für Danzig gültigen Faſſung mit folgenden Maßgaben Anwendung: 5 
a) das Gericht beſtimmt den Wert des Beſchwerdegegenſtandes nach freiem Ermeſſen; 
b) die Beſchwerdegebühr wird auch erhoben, wenn der Beſchwerde ſtattgegeben wird. In dieſem 
Falle verteilt das Beſchwerdegericht die Koſten auf die Beteiligten nach billigem Ermeſſen; 
das Beſchwerdegericht kann von der Erhebung dieſer Gebühr abſehen. 


ee 


(3) Die Vorſchriften der Artikel 9 bis 14 des Preußiſchen Geſetzese über die freiwillige Ge⸗ 
richtsbarkeit finden mit der Maßgabe Anwendung, daß die Derurteilung zur Tragung der 1 
den im Artikel 9 vorgeſehenen Antrag nicht vorausſetzt. 


8 32 
Findet durch das Verfahren ein anhängiger Rechtsſtreit ſeine Erledigung, ſo trägt jede Partei 
die ihr entſtandenen außergerichtlichen e Die Gerichtskoſten werden kiedergeſch lage (Ss 14 
ae 6 Gdbuchber. Gef.) 
Arte LT 
Weitere Erleichterungen des Grundbuchverkehrs 

8 33 e 
Iſt der Antrag, den Ausgleichsbetrag in das Grundbuch einzutragen, nur für den Fall geſtellt, 
daß das Geſetz über die Bereinigung der Grundbücher entgegen der Auffaſſung des Antragſtellers 
für anwendbar gehalten werde, ſo ſoll das Grundbuchamt die Frage der Anwendbarkeit des Geſetzes 
zunächſt mit dem Antragſteller und, wenn der Antrag aufrecht erhalten wird, auch mit dem Eigen⸗ 


tümer erörtern. IR 
\ Ss 34 


Die Zurücknahme des Antrags, den Ausgleichsbetrag nach den SS 3, 5, 7, 11 und 13 des ideen 
Geſetzes über den Ausgleich der Geldentwertung vom 28. September 1926 (Geſ. Bl. S. 285) oder 
einen Widerſpruch nach SS 3, 7, 13 desſelben Geſetzes in das Grundbuch einzutragen, bedarf, wenn 
ſie nach Inkrafttreten dieſer Verordnung erfolgt, nicht der in SS 32, 29 der V vor⸗ 


geſchriebenen Form. 
§ 35 


Ausgeglichene Rechte können von Amts wegen im Grundbuch gelöſcht werden, wenn der Aus⸗ 
gleichsbetrag der Hypothek oder Grundſchuld oder der Ausgleichsbetrag 1 Jahresleiſtung der Renten⸗ 
ſchuld oder Reallaſt zehn Gulden nicht erreicht. 


Artikel IV 
Inkrafttreten 
8 36 1 8 
Dieſe Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 5 g N 5 
Danzig, den 30. November 1931. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dumont 


179 Wer 
zur Abänderung der Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Eine ee und RUN 
ſchaftsſteuer vom 26. 9. 1931 (G. Bl. S. 734). 
Vom 27. 11. 1931. 
Gemäß 8 1 Ziff. 5d und Ziff. 32 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. 9. 1931 (G. Bl. S. 719) 
wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: ; 
75 Artikel ! 


Die Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer 
vom 26. 9. 1931 (G. Bl. S. 734) wird wie folgt geändert: 


1. S 4 Abſ. 1b erhält folgenden neuen Wortlaut: 


„bei den zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer zu veranlagenden Steuerpflichtigen das nach 


den Vorſchriften des Einkommen- oder Körperſchaftsſteuergeſetzes feſtgeſtellte ſteuerpflichtige Ge⸗ 
ſamteinkommen vor Abzug der auf Grund der SS 45, 46 des Einkommenſteuergeſetzes ge⸗ 
währten Ermäßigungen, und zwar iſt maßgebend für den auf die Zeit vom 1. 10. 1931 bis 
31. 12. 1931 entfallenden Notzuſchlag das für das Kalenderjahr (Wirtſchaftsjahr) 1931 feſtge⸗ 
ſtellte Einkommen, für den auf die Zeit vom 1. 1. 1932 bis 31. 3. 1933 entfallenden Notzuſchlag 


r 


das für das Kalenderjahr (Wirtſchaftsjahr) 1932 feſtgeſtellte Einkommen. Im Falle der Neu⸗ 
begründung der perſönlichen Steuerpflicht nach dem 31. 12. 1932 iſt maßgebend das nach § 77 
Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes den Vorauszahlungen für 1933 zu Grunde zu legende mut⸗ 
maßliche Einkommen.“ | 

2. In § 5 Abſ. 1 wird ſtatt „31. 12. 1930“ „31. 12. 1931“ geſetzt. 

3. In § 8 Abſ. 2 werden die Worte: „und zwar zunächſt für die Zeit vom 1. Oktober 1931 bis 
30. September 1932“ geſtrichen. 

4.5 9 Abſ. 1 erhält folgenden Wortlaut: ö 

(̃1) Bis zur Zuſtellung des Veranlagungsbeſcheides gemäß 8 8 Abſ. 2 haben die Zu- 
ſchlagspflichtigen zunächſt an den in § 8 Abſ. 3 feſtgeſtellten Zahlungsterminen Vorauszahlungen 
auf den Zuſchlag nach Maßgabe eines beſonderen Vorauszahlungsbeſcheides zu leiſten. Für die 
Erhebung der Vorauszahlungen vom Vermögen iſt zunächſt von dem auf den 31. Dezember 1930 
feſtgeſtellten Vermögen auszugehen. Für die Erhebung der Vorauszahlungen nach dem Einkommen 
iſt zunächſt von dem für das Kalenderjahr 1930 nach den Vorſchriften des Einkommen- oder 
Körperſchaftsſteuergeſetzes feſtgeſetzten ſteuerpflichtigen Geſamteinkommen vor Abzug der auf Grund 
der SS 45 und 46 des Einkommenſteuergeſetzes gewährten Ermäßigungen auszugehen. Nach Feſt⸗ 
ſtellung des entſprechenden Betrages für 1931 tritt dieſer an die Stelle des für 1930 ermittelten 
Betrages. Im Falle der Neubegründung der perſönlichen Steuerpflicht nach dem 31. 12. 1930 ift . 
für die Zuſchlagsvorauszahlungen von dem nach § 77 Abf. 1 Einkommenſteuergeſetzes den Ein⸗ 
fommen- und Körperſchaftsſteuer⸗Vorauszahlungen für 1931 oder 1932 zu Grunde zu legenden 
mutmaßlichen Einkommen auszugehen. i 
; Artikel II 
Diefe Anderung tritt rückwirkend mit dem 1. Oktober 1931 in Kraft. 
Danzig, den 27. November 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


180 Durchführungsbeſtimmungen 

zur Verordnung über die Erhebung eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer vom 

26. 9. 1931 (Geſ. Bl. S. 734) in der Faſſung der Verordnung vom 27. 11. 1931. (Ge. Bl. S. 898) 
Vom 27. 11. 1931. 


Gemäß $ 5 des Steuergrundgeſetzes wird zur Durchführung der Verordnung über die Erhebung 
eines Notzuſchlags zur Einkommen⸗ und Körperſchaftsſteuer vom 26. 9. 1931 (Geſ. Bl. S. 784) 
in der Faſſung der Verordnung vom 27. 11. 1931 (Geſ. Bl. S. 898) folgendes beſtimmt: 8 


I. Notzuſchlag für die „veranlagten Perſonen“ 


Artikel I 
(1) Treten die Vorausſetzungen der perſönlichen Steuerpflicht erſt nach dem 1. Oktober 1931 
ein (3. B. der Zuzug der betreffenden Perſon erfolgt erſt am 14. Oktober 1931), ſo beginnt die 
Verpflichtung zur Entrichtung des Notzuſchlags erſt mit dem auf den Eintritt des Ereigniſſes fol⸗ 
genden Monat. 
(2) Fallen die Vorausſetzungen der perſönlichen Steuerpflicht vor dem 31. März 1933 fort 
(3. B. der Steuerpflichtige ſtirbt am 24. 12. 1931), ſo erliſcht die Verpflichtung zur Entrichtung des 
Notzuſchlages mit dem Ende des Monats, in dem das Ereignis eintritt. 


Artikel [I 
(1) Als Beſteuerungsgrundlage gilt für die Zeit vom 1. Oktober 1931 bis zum 31. Dezember 1931: 


a) entweder das für das Jahr 1931 feſtgeſtellte Einkommen (nach Abzug der Werbungskoſten 
und Sonderleiſtungen, aber vor Abzug der Ermäßigungen gemäß S$ 45/46 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes), ſofern es den Betrag von 600 G überiteigt oder 

b) der zwanzigſte Teil des nach dem Stande vom 31. 12. 1931: feſtgeſtellten ſteuerpflichtigen 
Vermögens, ſofern dieſes den Betrag von 12000 8 überſteigt. 


Maßgebend für die Steuerberechnung iſt der höhere nach a) und b) ermittelte Betrag. 


900 


(2) Hat die Steuerpflicht im Gebiet der Freien Stadt Danzig nicht während des geſamten Ka⸗ 
lenderjahres 1931 beſtanden, ſo iſt für die Erhebung des Notzuſchlags vom Einkommen das vom 
Steuerpflichtigen im Jahre 1931 erzielte Einkommen auf ein volles Jahresergebnis umzurechnen. 
(3) Findet eine Neuveranlagung zur Vermögenſteuer ſtatt, bei der der Vermögenſtand bis zum 


\ 


30. Juni 1932 einſchließlich zugrunde gelegt iſt, jo tritt das neu feſtgeſtellte Vermögen an die Stelle 


des auf den 31. Dezember 1931 feſtgeſtellten Vermögens. ö 

(4) Wird das bei der Veranlagung für 1931 feſtgeſtellte Einkommen oder Vermögen im Sinne 
des Abſ. 1 im Rechtsmittelverfahren abgeändert, jo iſt der Notzuſchlag nach Rechtskraft der Ein⸗ 
kommen- oder Vermögenſteuerveranlagung von Amts wegen zu berichtigen. s b 


Artikel III 
(1) Als Beſteuerungsgrundlage gilt für die Zeit vom 1. Januar 1932 bis zum 31. März 1933 
a) entweder das für das Jahr 1932 feſtgeſtellte Einkommen (nach Abzug der Werbungskoſten 
und Sonderleiſtungen, aber vor Abzug der Ermäßigungen gemäß SS 45/46 des Einkommen- 
ſteuergeſetzes), ſofern es den Betrag von 600 G überſteigt oder PR 
b) der zwanzigſte Teil des nach dem Stande vom 31. Dezember 1931 feſtgeſtellten ſteuerpflich⸗ 
tigen Vermögens, ſofern dieſes den Betrag von 12 000 8 überſteigt. 
Maßgebend für die Steuerberechnung iſt der höhere nach a) und b) ermittelte Betrag. 
(2) Artikel II Abſ. 2 bis 4 finden entſprechende Anwendung. 


i a Artikel IV 
Bei Steuerpflichtigen, deren Steuerpflicht vor dem 31. Dezember 1931 fortfällt, iſt bei der Er⸗ 
hebung des Notzuſchlags vom Vermögen, abweichend von den Beſtimmungen des Art. II Abſ. 1b, 
von dem auf den 31. Dezember 1930 feſtgeſtellten Vermögen oder bis zum Ausſcheiden des Steuer⸗ 
pflichtigen aus der Steuerpflicht von dem neu veranlagten Vermögen auszugehen. 


Artikel V 
(1) Beſteuerungsgrundlage für diejenigen Steuerpflichtigen, bei denen die Vorausſetzungen für 
die Erhebung des Notzuſchlags gemäß Art. I erſt im Jahre 1933 eintreten, bildet 

a) entweder das mutmaßliche Einkommen für 1933 (§ 77 des Einkommenſteuergeſetzes) unter 
Umrechnung auf ein volles Jahresergebnis, wobei in Abweichung von § 80 Abſ. 3 des 
Einkommenſteuergeſetzes gegen den die Einkommenſteuer feſtſetzenden Beſcheid das Berufungs⸗ 
verfahren gegeben iſt oder a 

b) der zwanzigſte Teil des nach dem Stande zu Beginn der Steuerpflicht feſtgeſtellten ſteuer⸗ 
pflichtigen Vermögens. 5 

(2) Die Beſtimmungen des Art. II finden im übrigen entſprechende Anwendung. 


f Artikel VI 8 i 

(1) Bei Perſonen, die nach Artikel I zur Zahlung des Notzuſchlags verpflichtet ſind, jedoch dem 
Steuerabzug unterliegende Einnahmen im Sinne des 8 32 Abſ. 1 Einkommenſteuergeſetzes haben, 
bleiben dieſe Einnahmen bei Berechnung des Notzuſchlags außer Betracht, wenn das Geſamtein⸗ 
kommen des Steuerpflichtigen nicht mehr als 10000 8 beträgt. Soweit das Geſamteinkommen über 
10000 G hinausgeht, wird bei Berechnung des Notzuſchlags das durch Lohnabzug bereits erfaßte 
Einkommen von dem Geſamteinkommen in Abzug gebracht. Von den bei der Geſamtveranlagung be- 
rückſichtigten Werbungskoſten und Sonderleiſtungen wird im Falle des Artikels II nur der die Summe 
von 900 G überſteigende Betrag, im Falle des Artikels V nur der die Summe von 720 G über- 
ſteigende Betrag abgeſetzt. 

(2) In den Fällen des Abſ. 1 iſt der Notzuſchlag vom Vermögen bereits dann zu erheben, 
wenn der nach § 4 Abſ. 2 der Rechtsverordnung für die Berechnung des Notzuſchlags nach dem Ein⸗ 
kommen zugrundezulegende Betrag niedriger iſt als / des Vermögens. 


Artikel VII 
(1) Der Notzuſchlag beträgt: 5 f 
a) für die Zeit vom 1. Oktober 1931 bis 31. Dezember 1931 den vierten Teil ſeines Jahres⸗ 
betrages, der ſich aus den Vorſchriften des Artikels II ergibt, 
b) für das Kalenderjahr 1932 eine volle Jahresrate nach der Veranlagung gemäß Artikel III, 
e) für die Zeit vom 1. Januar 1933 bis 31. März 1933 den vierten Teil ſeiner Jahresrate 
für die Veranlagung gemäß Artikel III. 


1 


6— 


— 


& = 901. 
(2) Beſteht die Verpflichtung zur Zahlung des Notzuſchlags nach den Beſtimmungen des Artikels I 
nicht während der ganzen in Abſ. 1 genannten Zeitabſchnitte, ſo wird für die Zeiträume, in denen 
die Steuerpflicht beſteht, nur ein der Dauer der Steuerpflicht gemäß Artikel I entſprechender Steuer⸗ 
bruchteil erhoben. Der Notzuſchlag iſt auf volle 5 Pfennige nach unten abzurunden. 
Sa Be Artikel VIII 
(1) Die Veranlagung des Notzuſchlags erfolgt: 155 8 
a) im Falle des Artikels II für die Zeit vom 1. Oktober 1931 bis zum 31. Dezember 1931 
gleichzeitig mit der Veranlagung zur Einkommen- bzw. Körperſchaftsſteuer für das Jahr 1931, 
b) im Falle des Artikels III für die Zeit vom 1. Januar 1932 bis zum 31. März 1933 
gleichzeitig mit der Veranlagung zu Einkommen- bzw. Körperſchaftsſteuer für das Jahr 1932 
c) im Falle des Artikels Wädurch beſonderen Steuerbeſcheid nach Eintritt in die Steuerpflicht 
für den Reſt des Erhebungszeitraums des Notzuſchlags nach Artikel J. 
(2) Gegen die nach Abſ. 1 erlaſſenen Steuerbeſcheide kann im Rechtsmittelverfahren nur geltend 
gemacht werden, daß a 
8 1. die Steuerpflicht hinſichtlich des Notzuſchlags nicht gegeben iſt, 
2. die bei der Feſtſtellung des Notzuſchlags angewendete Beſteuerungsgrundlage den Vorſchriften 
der Rechtsverordnung vom 26. September 1931 nicht entſpricht, 
3. der Zuſchlag als ſolcher nach den maßgebenden Vorſchriften falſch berechnet iſt. 
i Artikel IX 
Fälligkeitstermine zur Zahlung des Notzuſchlags und etwaiger Vorauszahlungen ſind der 15. No⸗ 
vember 1931, 15. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt und 15. November 1932, ſowie der 15. Februar 
1933. 


Artikel X 
(1) Bis zur endgültigen Feſtſetzung des Notzuſchlags ſind von den natürlichen und nichtphyſiſchen 
Perſonen Vorauszahlungen nach den Grundſätzen des Artikels XI zu entrichten. 
(2) Im Falle der Erhebung des Notzuſchlags nach Artikel V findet die Erhebung von Voraus⸗ 
zahlungen nicht ſtatt. x 
Artikel XI 
(1) Grundlage für die Fortſetzung der Vorauszahlungen bildet 
a) entweder das Einkommen im Sinne des Artikels II Abſ. La, nach dem die Vorauszahlungen 
zur Einkommen- und Körperſchaftsſteuer jeweilig erhoben werden oder 8 
b) der zwanzigſte Teil des letztmalig feſtgeſtellten ſteuerpflichtigen Vermögens, falls dieſes Ver⸗ 
mögenszwanzigſtel mehr als das Einkommen zu a) beträgt. 
(2) Wird nachträglich die Grundlage für die Feſtſetzung der Vorauszahlungen nach Abſ. 1 ab⸗ 
geändert, ſo findet von Amts wegen eine Neufeſtſtellung der Vorauszahlungen ſtatt. 5 
(3) § 80 Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes findet entſprechende Anwendung. 


Artikel XII 
Gleichzeitig mit der endgültigen Veranlagung nach Art. VIII wird über die geleiſteten Voraus⸗ 
zahlungen abgerechnet. S 81 Abi. 2 und 3 des Einkommenſteuergeſetzes finden entſprechende An— 
wendung. s 
II. Notzuſchlag für die dem Steuerabzug unterliegenden Perſonen 
Artikel XIII 5 
(1) Dem Notzuſchlag find alle Beamten, Angeſtellten und Arbeiter unterworfen, die in der in § 1 
der Rechtsverordnung angegebenen Zeit Arbeitslohn im Sinne des § 32 des Einkommenſteuergeſetzes 
beziehen. 
(2) Befreit ſind Lohnempfänger 
a) deren Bruttoverdienſt nicht den Betrag von 105 G monatlich, 25 G wöchentlich, 7 G täg- 
lich und 3 G für 2 Stunden erreicht, 
b) ſoweit ihr Arbeitslohn zur Feſtbeſoldetenſteuer herangezogen wird. 


Artikel XIV 
(1) Beſteuerungsgrundlage für den Notzuſchlag iſt der Bruttoarbeitslohn einſchließlich aller Neben⸗ 
bezüge, Tantiemen, Gratifikationen uſw. vor Vornahme aller Abzüge, d. h. der Werbungskoſten, 
ſozialen Ermäßigungen, der Beiträge zu den Sozialverſicherungen und der Lohnſteuer ſelbſt. 
(2) Bezieht ein Arbeitnehmer gleichzeitig von mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn, ſo iſt der 
Notzuſchlag von jeder Arbeitsſtelle geſondert zu berechnen und abzuführen. 


la er en ar ı CCC 
N Die Höhe des Notzuſchlags ergibt ſich aus der im Staatsanzeiger, Teil 1 1931 auf Seite 358. 
abgedruckten Tabelle. 70 ZZ HAU RAIN N 
ar BE ’ Artikel XVI ! HERE a 

Der Arbeitgeber hat den Notzuſchlag bei jeder Lohn⸗ oder Gehaltszahlung einzubehalten und: 
in einer Summe mit der Lohnſteuer durch Verwendung von Steuermarken oder im Überweilungs- 
verfahren zu entrichten. Die Höhe des Notzuſchlags iſt im Steuerbuch in der Spalte 7a oder 7b. 
unter dem dort einzutragenden normalen Lohnſteuerbetrag mit dem Zuſatz „N. Z.“ zu vermerken. 

f Artikel XVII a 1 

Soweit in Artikel XII bis XV nichts Abweichendes enthalten iſt, finden die Ausführungsbeſtim⸗ 

mungen über den Steuerabzug vom Arbeitslohn Anwendung. 


III. Gemeinſame Schlußvorſchriften 
a | Artikel XVIII 
Ab 1. Oktober 1931 ſind als auf den Notzuſchlag entfallend 


von dem Aufkonnen aus der Lohnſte er ee 0%, 
15 5 5 „ „ veranlagten Einkommenſteurer 25 0%, 
„ Körperſchaftsſteuer 1 0 8 


0 „ „ „ 8 I ” 8 
vorweg für den Staat auszuſcheiden. Der Reſt wird nach den Vorſchriften der SS 83, 83 a des. 
Einkommenſteuergeſetzes zwiſchen Staat und Gemeinden aufgeteilt. 
5 Artikel XIX 
Die Vorſchriften dieſer Verordnung treten rückwirkend mit dem 1. Oktober 1931 mit der 
Maßgabe in Kraft, daß der Notzuſchlag von den dem Lohnabzug unterworfenen Perſonen erſt⸗ 
malig auf die für Oktober 1931 gezahlten Löhne und Gehälter Anwendung findet. 


Danzig, den 27. November 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Dr. Hoppenrath 


181 Bekanntmachung 


über das Inkrafttreten des Übereinkommens über die Regelung der Schollen⸗ und Flundernfiſcherei 
in der Oſtſee. 


Gemäß Artikel III des Geſetzes vom 6. Oktober 1930 (Geſ. Bl. S. 197) wird hiermit bekannt 
gegeben, daß das Übereinkommen vom 17. 12. 1929 zwiſchen Deutſchland, Dänemark, Danzig, Polen 
und Schweden betreffend die Regelung der Schollen- und Flundernfiſcherei in der Oſtſee nebſt Schluß⸗ 
protokoll mit dem 3. 4. 1931 in Kraft getreten iſt. . . 


Danzig, den 30. November 1931. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig f 
Dr. Ziehm ii 


182 Zum Abkommen 


zur Unterdrückung des Amlaufs und Vertriebs unzüchtiger Veröffentlichungen vom 12. September 1923 
(Geſ. Bl. 1926 S. 205). 


Die Braſilianiſche Regierung hat das vorgenannte Abkommen ratifiziert. Die Ratifikations⸗ 
urkunde iſt im Sekretariat des Völkerbundes am 19. September 1931 hinterlegt worden. 


Danzig, den 26. November 1981. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm 5 Hinz 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
- —: .., DEN Dee ERTL, 


